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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.12.1992 

Geschäftszahl 

91/08/0077 

Rechtssatz 

Nimmt die belangte Behörde die Beurteilung der Frage, ob ein auf einem Vertrag beruhendes 
Beschäftigungsverhältnis in persönlicher und wirtschaftlicher Abhängigkeit besteht, ausschließlich auf Grund 
des Vertrages vor, so ist davon auszugehen, die Behörde habe angenommen, es sei die tatsächliche 
Beschäftigung entsprechend dem Vertrag ausgeübt worden. Es dürfen demgemäß bei der rechtlichen Beurteilung 
des von der belangten Behörde festgestellten (§ 41 Abs 1 VwGG) Sachverhaltes vom VwGH nicht zu Lasten der 
beschwerdeführenden Partei (mit der Konsequenz einer Abweisung der Beschwerde) die (wenn auch nach der 
Aktenlage belegbaren) tatsächlichen Umstände mitberücksichtigt werden, die (hätte sie die belangte Behörde 
festgestellt) eine vom Vertrag abweichende Gestaltung der Beschäftigung erweisen würden. 


